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VORSCHLÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. nimmt zur Kenntnis, dass sich die Mittel für die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) im Jahr 2011 auf 332 Millionen EUR bzw. 3,54 % der 
Gesamtmittel der Rubrik 4 beliefen; nimmt die Ausführungsrate von 93,12 % bei den für 
diesen Politikbereich zur Verfügung stehenden Mitteln für Verpflichtungen und 
Zahlungen bis Dezember 2012 zur Kenntnis; ist jedoch weiterhin besorgt darüber, dass 
der Rat die Mandate für die EU-Rechtsstaatlichkeitsmission im Kosovo und für die 
Beobachtungsmission in Georgien für den Zeitraum 2012–2013 mit einer geringeren 
Mittelausstattung verlängert hat, als erwartet;

2. warnt angesichts der allgemein guten Ausführungsrate vor ungerechtfertigten Kürzungen 
des GASP-Haushalts im Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2014–2020, durch die die 
Wirksamkeit und der Wirkungsgrad der Maßnahmen in diesem Politikbereich 
beeinträchtigt würden;

3. ist weiterhin besorgt angesichts der Schwierigkeiten bei der Einleitung neuer Missionen 
im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP), z. B. 
Verzögerungen bei der Planung und Entsendung, Personalmangel, Schwierigkeiten bei der 
Finanzplanung und der entsprechenden Ausführung, Unklarheiten bezüglich des Status 
von GASP-Abkommen mit Drittländern sowie Anlaufschwierigkeiten; fordert die 
Schaffung eines Weiterverfolgungsmechanismus, um sicherzustellen, dass derartige 
wiederkehrende Probleme gemeinsam angegangen werden;

4. bekräftigt seine Bedenken in Bezug auf die parlamentarische Kontrolle des GASP-
Haushalts, die Haushaltstransparenz und den Einsatz des ATHENA-Mechanismus für 
GSVP-Operationen; begrüßt die Bemühungen, eine klare Aufschlüsselung aller innerhalb 
des GASP-Haushalts finanzierten Posten vorzunehmen, einschließlich aller GSVP-
Operationen, sämtlicher EU-Sonderbeauftragter und aller anderen flankierenden 
Politikbereiche, solange dies die Flexibilität und Reaktionsfähigkeit, die für die GASP 
erforderlich sind, nicht beeinträchtigt; bekräftigt seinen Standpunkt, dass der 
Gesamtbetrag der operativen GASP-Ausgaben vollumfänglich in ein Kapitel des 
Haushaltsplans mit der Bezeichnung „GASP“ eingesetzt und auf die Artikel des GASP-
Haushalts verteilt werden sollte;

5. weist darauf hin, wie wichtig es ist, zwischen bestehenden politischen Maßnahmen und 
neuen Initiativen Synergieeffekte zu erzeugen und Überschneidungen zu vermeiden, und 
begrüßt die Bemühungen, Synergien zwischen zivilem und militärischem Bereich sowie 
die Kohärenz der Maßnahmen im Rahmen der GASP zu fördern; vertritt die Auffassung, 
dass im Rahmen der Außenpolitik und des auswärtigen Handelns der EU die Instrumente 
und Mittelzuweisungen, die für die Umsetzung der Prioritäten der EU in Bezug auf die 
Friedenskonsolidierung, die Förderung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, eine 
verantwortungsvolle Staatsführung und gerechte Gesellschaften eingesetzt werden sollen, 
klar anzugeben sind, damit den eigenen Werten der EU entsprochen wird; hebt in diesem 
Zusammenhang hervor, wie wichtig das Stabilitätsinstrument ist, da es das strategische 
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Instrument der EU zur Bewältigung einer Reihe von Herausforderungen in den Bereichen 
globale Sicherheit und Entwicklung darstellt;

6. betont, dass die im Rahmen der neuen Haushaltsordnung gewährte erhöhte Flexibilität 
genutzt werden muss, um in Krisensituationen und in Situationen heraufziehender oder 
unmittelbarer Gefahr, die zu einem bewaffneten Konflikt zu eskalieren oder ein Land zu 
destabilisieren drohen, – wobei Krisensituationen vorrangig zu behandeln sind – schneller 
Hilfe zu leisten, da in diesen Fällen ein frühzeitiges Engagement der EU von großer 
Bedeutung wäre, um die Konfliktvorbeugung zu fördern;

7. fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, gemäß Artikel 54 Absatz 2 
delegierte Rechtsakte zur Festlegung detaillierter Vorschriften über die Finanzierung 
vorbereitender Maßnahmen im Bereich der GASP vorzulegen.
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